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VERWALTUNGSGERICHT  SIGMARINGEN

Beschluss

ln  der Verwaltungsrechtssache

prozessbevollmächtigt:

-  Antragsteller  -

gegen

Bundesrepublik Deutschland ,
diese vertrel:en durch die  Deutsche Telekom AG,
Leitung des Betriebes  Civil Servant Services/Social Matters/Health & Safety (CSH)
diese vertreten durch den Vorstand,
Langer Grabenweg 33 -43,  53175 Bonn

-  Antragsgegnerin   -

prozessbevollmächtigt:
agv:  comunity,
Arbeitgeberverband für Telekommunikation  und  lT e.V.
Am Tüv 5,  30519  Hannover,  Az:  19.104-17BRS

wegen Versetzung,
hier: Antrag  gem.  § 80 Abs.  5 VwGO

hat das Verwaltungsgericht  Sigmaringen  -4.  Kammer -  durch  die  Richterin  am  Ver-
waltungsgericht Kahlfeld,  den  Richter Dr.  Nagel  und die Richterin  am Verwaltungsge-
richt Fritsch

am  19.  Juli 2019

beschlossen:
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Dje    aufschjebende   Wirkung    des   Widerspruchs    des    Antragstellers    vom
25.01.2019  gegen  die  Versetzungsentscheidung  der  Deutschen  Telekom AG
vom 21.01.2019 Wjrd angeordnet.

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens,

Der Streitwert wird auf 2.500,-€ festgesetzt.

Gründe

Der Antragsteller begehrt die Anordnung  der aufschiebenden Wrkung  seines Wider-

spruchs gegen. eine beamtenrechtliche VersetzungsverfügurTg.

Der  1958  geborene Antragsteller ist als  Beamter auf Lebenszeit bei  der Antragsgeg-

nerin  im  statusrechtlichen  Amt  eines  Postoberamtsrates  (POAR),  das  besoldungs-

rechtlich  mit A  13  bewertet  ist,  beschäftigt.  Aufgrund  einer Vorerkrankung  wurde  bei

dem Antragsteller ein Grad der Behinderung (GdB) i. H. v. 80 v,H. fe§tgesteHt.  lm Jahr

2010  erlitt  cler Antragsteller einen  Schlaganfall,  2015  erkrankte  er an  einem  Prosta-

takarzinom. Zuletzt war er bis zur Auflösung der Gesellschaft im Oktober 2016 bei der

Vivento customer services GmbH in                                      als senior Referent Manage-

mentsuppori tätig.  Seit  November 2016  ist'er ohne dienstliche  Beschäftigung.  Er  ist

verheiratet, hat zwei erwachsene Kinder und wohnt ln

Mit Schreiben vom  09.09.2016 teilte die Antragsgegnerin dem Antragsteller mit,  dass

eine  Versetzung  in  die  Organisationseinheit Telekom  Placement  Services  CT-PS)  an

den Dienstort Darmstadt mjt Wirkung zum 01,10.2016 beab§jchtigt sej  und räumte in-

soweit Gelegenheit zur ÄUßerung gemäß § 28 VwvfG ein.  Das Schreiben enthielt zu-

dem eine Beschreibung der geplanten Tätigkeiten  und eine summarische Darstellung

der Tätigkeitsinha]te al§ Experte Projektmanagement.
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Im  Rahmen  des Anhörungsverfahrens  widersprach  der Antragsteller  mit  Schreiben

vom  21.09.2016  unter  Beifügung  eines  ärztlichen Atl:estes  der  Gemeinschaftspraxis

Dr.   Lingg  -  Dr.  Wjessner,  Ärzte  für  Allgemeinmedizin,  Homöpathie,  Chirotherapie,

Sportmedizin, vom  16.09.2016 der beabsichtigten Versetzung.  ln dem Attest wird aus-

geführt,  der Antragsteller leide an  schwerwiegenden,  chronischen  Erkrankungen.  Er-

forderlich sej  eine kontinuiemche medizinische  Überwachung.  Regelmäßige  Kontroll-

untersuchungen bei Hausarzt und  Facharzt sejen notwendig.  Der Antragsteller selbst

führte  aus,  das  Unternehmen  versuche,  ihm dje  Entscheidung  zum Vorruhes{and  zu

erleichtern.  Im  Jahr 2010  häbe  er  einen  Schlaganfall  erlitten.  Seit  2015  leide  er  an

Krebs.  Ei.ne Versetzung nach  Darmstadt sei dabei kontraproduktiv.  Ein wohnortnaher

Einsatz helfe ihm bei der Bekämpfung seiner Krankheit,

Mit Schreiben vom 09.07.2018 teilte die Antragsgegnerin dem Antragsteller erneut mit,

dass  seine Versetzung  in  die  Organisationseinheit Telekom  Placement  Services  an

den  Dienstort Darmstadt mit Wirkung zum 01.11.2018 beabsichtigt sei und räumte in-

sowejt Gelegenheit zur ÄUßerung gemäß § 28 VwvfG ein.  Das Schreiben enthielt zu-

dem eine Beschreibung der geplanten Tätigkeit als Experte Projektmanagement.

Die Antragsgegnerin  veranlasste am  21.08 2018  durch  die  8.  A.  D.  Gesundheftsvor-

sorge und Sicherheitstechnik GmbH eine arbeftsmedizinische E©nungsuntersuchung

des Antragstellers.  Dabei stelMe Dr.  Burk in  ihrem Gutachten vom 31.08.2018 fest,  im

Hinblick  auf  Arbeitszeft,   Arbeitsumgebung   und  ArbeftsinhaH:  bestünden   keirie   EirL-

schränkungen.  Hinsich"ch  des  Arbeitsweges  sei  dem  Anträg§teller  nur  eine  Fahrt-

ckuer von  unter einer Stunde einfache Fahri möglich.  Dienstreisen seien dem Antrag-

steller möglich, nicht jedoch ein wöchentliches Pendeln m aus\^miger Übemachtung

und aus medLzinischer Sicht auch  kein  Umzug.  Bei der gegebenen  Diagnosekonstel-

lation  (vgl.  Prostatacarcinom,  depressive  Verstimmungen)  sei  er  „nur  einaeschränkt

(Unterstreichung  auch  im  Origir"D   einsatzfähig;  wohnohnah  einsatzfäh©."  Weiter

führte sie abschließencl aus „eine Versetzung würde ziir Dekompensation der derze.ri

stabilen  Krankheitssituation führen."
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Die   auf   Grundlage   dieser   Untersuchung   erstellte   ärztliche    Bescheinigung   vom

31.08.2018  der  Dr.  Burk  attestiert  dem  Antragsteller  gesiindheitljche  Einschränkun-

gen.  Hinsichtlich  Arbeitszeit,  Arbeitsumgebung  sowie  Arbeitsinhalt wurden  keinerlei

Einschränkungen festgestellt.  Die Anfahrt zur Arbeitsstätte  sei  dem Antragsteller so-

wohl mit dem PKW als aiich dem ÖPNV bis zu einer Fahridauer von unter einer Stunde

(einfache  Strecke)  möglich.  Die  Mobilität des  Antragstellers  sei  dahingehend  ejnge-

schränkt,  dass  mit Ausnahme  von  Dienstreisen  ein  wöchentliches  Pendeln  mit  aus-

wärtiger Übemach{ung sowie ein  Umzug aus medizini§cher Sicht nicht möglich sejen.

Mit E-Mail vom 21.09.2018 wurde dem Antragsteller die  Mögljchkeit ejngeräumt,  sich

erneut zur beabsichtigten Versetzung zu äußern.

Vorgelegt  wurde  ein  Bericht  vom  10.09.2018  des  Dr.  Wösle,  Facharzt für  Urologie,

Andrologie und medikamentöse Tumortherapie,  in welchem  als  Diagnosen Z.  n.  radi-

kaler Prostataektomie  1/2016  bei  Prostatakarzinom, adjuvante F2adiatio der Prostata-

loge  und  der pelv.inen  Abflusswege  1-6/2016  sowie  begleitende  Hormontherapie  mit

Bicalutamid  bis  3/2018  aufgeführt werden.  Wejter  wjrd  ausgeführt,  es  handele  sich

bislang  nach o.g. Therapie  um einen  rezidivfreien Verlauf.  lnsgesamt sei jedoch eine

high-risk-Situation  gegeben.   lnsbesondere  bleibe  abzuwarten,  wie  sich  der  Verlauf

nach Absetzen von Bicalutamid darstelle, so dass vierteljähmche Tumornachsorgeun-

tersuchungen und eine enge heimatnahe urologische Anbindung aktuell rioch jnclizjert

seien.

Die Schwerbehindertenvertretung nahm unter dem 02 11.2018 zur beab§ichtigten Ver-

setzung des Antragstellers Stellung.  Sie führte aus,  sie lehne dje Versetzung des An-

tragstellers  aus  behinderungsbedingten  Gründen  ab.  Zur  Stabmsierung  seiner  Ge-

sundheit sei es erforderlich,  dass die behandelnden Ärzte,  die  jhn  und seinen  Krank-

heitsverlauf sejt  Jahren  begleiten würden,  auch`weitermn  die  Behandlung  fortführen

könnten und im akuten Krankheitsfall für ihn schnell erreichbar seien. Wejter würde ein

Umzug den Antragsteller,  da seine Familie und sein gesamtes soziales Netzwerk am

Wohnort verbleiben müssten, zusätzlich  psychisch sehr be]asten.  Der Arbeitgeber sei

gemäß  aktueller Rechtsprechung verpmchtet,  den  Einsatz eines  schwerbehinderten
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Menschen  so  zu  wählen,  dass  keinerlei  negative Auswjrkungen  auf  die  Gesundheit

entstünden. Schwerbehinderte Beschäftigte hätten nach § 164 SGB IX einen Rechts-

anspruch  auf  behinderungsgerechte  Beschäftigung.  ZLim  behindertengerechten  Ar-

beitsplatz zähle naGh aktueller Rechtsprechung auch der Arbeitsweg.

Der Betriebsrat erhielt ebenfalls Gelegenheit,  zu der beabsichtigten Versetzung Stel-

lung  zu  nehmen.  Mjt  Beschlus§  vom  21.11.2018  verwejgerte  der  Betriebsrat  dje  Zu-

stimmung zur Zuleitung und Versetzung des Antragstellers. Es sei davon auszugehen,

dass unter den Bewerbern besser geeignete Kandidaten für die Besetzung des  Pos-

tens vorhanden seien   Zudem  sei die Ermessensausübung fehlerhaft,  da weder alle

beschäftigungslosen  Beamtjnnen  und  Beamte  noch  die  beschäftigungslc>sen  Arbeit-

nehmer in der Auswahlentscheidung betrachtet worden seien. Es sei nicht ersichtlich,

warum der Antragsteller den Vorrang erhalte.  Ferner erfolge durch  die vorgesehene

Versetzung konkret eine Benach±eiligung der vorhandenen mehr als 100 Beamten, die

sich bei TPS - BPR befänden und auf eine Anschlussbeschäftigung warieten` Weiter

habe  der Antragsteller  einen  individuellen  Rechtsanspruch  auf  behindertengerechte

Gestartung von Arbeitsplatz und Arbejtsumgebung nach den Vorschriften des SGB IX.

In der Ermessensausübung sei  die Stellungnahme der Schwerbemndertenvertretung

nicht  ausreichencl  berücksichtigt  worden.  Die  Antragsgegnerin  verstoße  gegen  ihre

Fürsorgepflicht.  Es  lägen  gesundheitliche  und  soziale  Einschränkungen  seitens  des

Antragstellers vor.  Zudem sei die Antragsgegnerin  in der Lage,  einen  heimatnäheren

Einsatz bei einer anderen Geschäftseinheit zu ermöglichen.

In der Sitzung der Einigungsstelle TPS bei der Deutschen Telekom AG am 08.01.2019

wurde die beabsichtigte Versetzung des Antragstellers eröhert und mit Beschluss vom

selben Tag festgestellt,  dass mit Bezug  auf die den Antragsteller betreffende  Perso-

nalmaßnahme  kein  Grund  für die Verweigerimg  der Ziistimmung  im  Sinne  des  § 77

Abs. 2 BpersvG vorliege.

Mit Bescheid  vom  21.01.2019 versetzte  die  Deutsche Telekom AG den  Antragsteller

unter Verweis auf dienstliche Gründe m-rt Wirkung zum  01.05.2019 von der Organisa-
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tions`einheit Business  Projects  PM zur Organisationseinheit Telekom  Placement Ser-

vices und setzte jhn als Experte Projektmanagement jm Bereich Busjness Projects am

Beschäftigungsort  64295   Darmstadt,   Deutsche-Telekom-Allee   5,   ein.   Gleichzeitig

übertrug  die  Deutsche Telekom AG dem An{ragsteller den  Personalposten  BPR-704,

Stellen-lD 49430,  Bewertung A 13. Zur Begründung führte dje Antragsgegnerin insbe-

sondere  aus,  die  dienstlichen  Gründe  bestünden  darin,  dass  der Arbeitsposten  Ex-

perte Projektmanagement bei  Telekom  Placement Services am  Standori  Darmstadt

frei  sei  und  im  lnteresse  einer geregelten  Arbeitserledigung  besetzt werden  müsse.

Nebe`n der sach-und zejtgerechten  Erfüllung  der Djenstgeschäfte sei  zudem der An-

spruch  des Antragstellers auf amtsangemessene  Beschäftigung zu erfüllen.  Dies sei

insbesondere  vor dem  Hintergrund  von  Bedeutung,  dass  die  Deutsche Telekom AG

dem verfassungsrechtlich garantierten ReGhtsanspruch auf Beschäfligung ihrer Beam-

tjnnen und Beamten Rechnung zu tragen habe. Weiter sei ein wohnorinäherer Einsatz

geprüft worden  und  nicht möglich.  Eine Alternativstelle stehe njcht zur Verfügung.  Es

entspreche der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, dass der

Beamte mit der Berufung  in das Beamtenverhältnis al§ Bundesbeamter einen Dienst-

oftwechsel und  die damit verbundenen  möglichen  persönlichen, familiären  und finan-

ziellen Belastungen in Kauf nehme.  lm Gegenzug übernehme der Dienstherr für einen

notwendigen  Umzug die Kcisten. Wejter stehe Beamtinnen und Beamten ab vollende-.

tem 55.  Lebensjahr der engagierte Ruhestand offen und könne beantragt werden.  Das

Ergebnis  der durchgeführten  arbeit§medizinischen  Untersuchung  stehe  der  Ver§et-

zung  ebenfalls  nicht entgegen.  Ein  Bundesbeamter sei bundesweit einsetzbar.  Sollte

tatsächlich die voHkommen atypische Ausnahmesituation vomegen, dass ein Bundes-

beamter nicht umziehen  könne,  könne dies nur durch ein ausfühmches und nachvoll-

ziehbares Gutachten belegt werden -ein nicht konkretisjerter Satz wie im vomegen-

den Gutachten reiche da nicht.  Es gehe hier um eine dauerhafte Versetzung  und der

Arzt schreibe,  es seien dauernde Therapien  notwendig;  beides verdeutliche,  dass es

dem Antragsteller dann  auch  zumutbar sei,  seinen  Therapeuten dauerhaft zu wech-

seln.  Dafür, dass dies aus medizinischen Gründen völlig ausgeschlossen sein könhte,

sei nichts ersichtlich.  Die vom Antragsteller vorgebrachten Belange müssten aufgrund

der  dienstlichen  Gründe  zurückstehen.  Der  Betriebsrat  habe  der Versetzung  zuge-

stimmt.  Dem  Antragsteller stünden  als  Folge  der  Übernahme  eines  dauerhaften  Ar-

beitsplatzes  auch  Erstattungen  von  FahrmehrkQsten,  zeitlichem  Mehraufwand  oder
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Umzugshilfe  zu.  Eine  Umzugskostenvergütung  gemäß  der  Konzernrichtlinie  Umzug

und doppelte Haushaltführung werde zugesagt.

Mt  Schriftsatz  vom  31.01.2019,  eingegangen  bei  der  Deutschen  Telekom  AG  am

04.02.2019,   legte  der  Antragsteller  durch   seinen   Prozessbevollmächtigten  Wider-

spruch  gegen  die  Versetzungsverfügung  ein.  Mit  Schreiben  vom  27.03.2019  bean-

tragte der Antragsteller durch seinen  Prozessbevollmächtigten bei der Deutschen Te-

lekom  AG  zudem  die Aussetzung  der Vollziehung  der Versetzungsentscheidung  bis

zum  rechtskräftigen Abschluss des Wderspruchs- und  eines eventuellen  Klagverfah-

rens. Zur Begründung führte er aus,  er werde durch die Versetzungsmaßnahme, die

eine  vollständige  Verlagerung  seines  Lebensmittelpunktes  bedinge,   haft  getroffen.

lnsbesondere mit Bljck auf seine bekannte Erkrankung entspreche es dem  Fürsorge-

bzw.  Schutzgedanken,  im  konkreten  Fall von  einer Versetzung Abstand zu  nehmen.

Es  sei  bislang  auch  noch  nicht dargelecit,  weshalb  dien§thche  Gründe  seine Verset-

Zung erforderten. lnsbesondere sei eine korrekte und nachvollziehbare Betätigung des

Auswahlermessens  bislang  nicht  dargelegt.  lm  Übrigen  sei  die Art seiner  Beschäfti-

gung wohl auch im Wege der Einrichtung eines sog.  Homeoffice möglich.  lhm sei min-

des±ens ejn Berufskollege bekannt, dessen Stammdienststelle sich in Köln befinde und

der ein  Homeoffice jn                            eingerichtet habe.

Mit Schreiben vom 04.04,2019 forderte die Antragsgegnerin den Antragsteller auf, sich

zur Dienstaufnahme am 02.05.2019 unter folgender Adresse,  Deutsche Telekom AG,

Placeme'nt  Services,  BPR,  Pallaswiesenstr.178,  64293  Darmstadt,  einzufinden.  Der

Aufforderung  kam  der Antragsteller  nach,  trat seinen  Dienst  dort wohl  nur für einen

Tag an  und ist seither wohl erkrankt.

Bereits  am  23.04.2019  hat  der Antragsteller  durch  seinen  Prozessbevollmächtigten

vorliegenden  Eilantrag  bei dem  Verwaltungsgericht  Köln  gestellt.  Mit  Beschluss vom

08.05.2019 hat das Verwaltungsgericht Köln den Rechtsstreit zuständigkeitshalber an

das Verwaltungsgericht Sjgmaringen verwiesen.
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Zur Begründung  seines Antrags führt der Antragsteller im Wesentlichen  aus,  die auf-

schiebende Wirkung  des  erhobenen Widerspruchs  sei  anzuorclnen,  da  sich  die Ver-

setzungsentscheidung bei  summarischer Überprüfung  der Sach-und  Rechtslage als

voraussich"ch rechtswidrig darstelle.  ln formeller Hinsicht seien die einschlägjgen Be-

teiligungsregelungen    nach   dem    Personalvertretungs-,    insbesondere   aber   dem

Schwerbehindertenrecht  nicht  beachtet  worden,  Diese  Bestimmungen  dienten  aber

nicht nur dem Schutz der Belange der Allgemeinheit, sondern auch der Sicherstellung

der Mitbestimmung zu  Gunsten der durch die Persorialvertretung  repräsentierten  Be-

schäftigten.  Die  Versetzungsverfügung  sei  zudem  deshalb  offenkundig  rechtswidrig,

weil  die Antragsgegnerin  ihr Auswahlermessen  fehlerhaft  betätigt  habe.  Die  Begrün-

dung  der Antragsgegnerin  erschöpfe sich  in  der Pauschalbehauptung, Alternativstel-

len stünden nicht zur Veriügung. Dies sei vorsorgljch in Abrede zu stellen. Femer seien

keine zwingenden dienstlichen  Belange, die für sejne Versetzung sprächen, zu erken-

nen und dargelegtworden. Hinlänglich bekanntsei, dass die Antragsgegnerin seit Jah-

ren  einen  massiven  Perscrnalabbau  betreibe,  u.a.  mittels  Vorruhestandsregelungen.

Solche Erwägungen hätten auch im vorliegenden Verfahren eine Rolle gespielt. Anzu-

zweifeln sei,  dass seine Arbeitskraft am  Standort Darmstadt dringend  benötigt werde,

weil  nur  so  zeitkritische  und  temjngebundene  Projekte  zuverlässig  und  mit der  not-

wendüen Personalstärke bewältigt werden könnten. Die streitbefangene VersetzLings-

entscheidungseizudemnichtemessensfehlerfreiergangen.Eslägene'inErmessens-

defizit (unzureichende Ermfttlung der Tatsachengrundlage) und ein  Ermessensfehlge-

brauch (unzureichende Gewichtung seiner privaten und gesundheitlichen Belange bei

der Gesamtabwägung) vor.  Erhebliche Zweifel bestünden bereits,  ob die Antragsgeg-

nerin  die  von  ihr behaupteten  dienstlichen  Gründe  für d.[e  Besetzung  zutreffend  ge-

wichl:et  habe.  Es  gelte  hier der  Grundsatz „Je  schwerer  der  mit der Versetzung  ver-

bundene Einschnitt für den betroffenen Beamten ist, desto gewichtjger müssen die für

die Versetzung sprechenden djenstlichen Grunde sein".  Ein dien§tlicher Grund  könne

per se nicht angenommen werden, wenn Versetzungen bei objektiviertem Verständnis

Personalisierungscharakter aufwiesen, was hier der Fall sei, insbesondere angesichts

des Umstands, dass ihm mehrfach eine Frühruhestandsregelung  nahegelegt worden

sei,  die er nicht akzeptiert habe.  Bei der Ermessensentscheidung seien  zudem alle in

Betracht kommenden  Umstände der privaten  Lebensführung zu emitteln und  mit der

entsprechenden  Re]evanz in dje Abwägung einzustellen.  Dies sei  ein Gebot der Für-
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sorgepflicht des  Dlenstherrn.  Es  sei schon  nicht anzunehmen,  dass die Antragsgeg-

nerin  eine  umfassende  Prüfung  seiner wohnortnäheren  Verwendung  vorgenommen

habe,  Die gegenteilige  Begründung, wonach eine solche Beschäftigung  derzeit in ab-

sehbarer Zeit  nicht möglich  sei,  stehe  begründungslos  im  Raum.  Offenbar  sei  auch

nicht geprüft worden,  ob  bej  ihm  eine  Homeoffice-Lösung  möglich  sei.  An der Suche

eines  näheren  Arbeitsplatzes  müsse  er  selbst  nicht  mitwirken,  dies  sei  Pflicht  des

Djenstherrn.  Dje Antragsgegnerin  habe ferner nicht dargetan,  dass sie  in  personeller

Hinsicht einen Auswahlkreis von in  Betracht kommenden Beamten mit definierten Kri-

terien festgelegt und eine entsprechende Umsetzung auf der Ebene der Ermessens-

betätigung vorgenommen  habe. Abstrakte Ausführungen ersetzten dies  njcht.  Zu sei-

nen  Gunsten  sei  bei der Abwägung zu  beachten,  dass er seit Jahrzehnten  in  seiner

Wohnortgemeinde  sc>zial  integrieh sei  -  er  sei  Mitglied  im  Tischtermisverein  und  in

einer Laufgruppe,  seine  Frau  arbeite als  Erzieherin  in Teilzeit in einem  Kindergarten.

lnsbesondere aber sprächen die anhaltende Behandlungsbedüiftigkeit seiner Erkran-

kung  und seine gewachsene Vertrauensbeziehi]ng zu seineh behandelnden Arzt ge-

gen seine Versetzung. Aufgrund der verfügten Versetzung habe sich sein gesundheh-

licher  Zustand  erneut verschlechtert.  Es  sei  medizinisch  indiziert,  dass  er  möglichst

nicht allein schlafe, da die nahe Gefahr bestehe, dass bei einem erneuten Schlaganfall

bei  gegebenem  Rückfallrisiko  nicht  rechtzeitig  entsprechende  Rettungsmaßnahmen

eingeleitet werden  könnten.  Die in der Akte vorhandenen ärztl'ichen  Unterlagen stütz-

ten  seine Ansicht.  Er leide zudem an einer depressjven  Erkrankung,  bezüglich  derer

er sich ebenfalls in fachärztlicher Behandlung befinde. Ein dauerhafter Umzug sej me-

dizinisch schlechterdings kontraindiziert.

Der Antragste]ler beantragt,

die  aufschiebende  Wirkung  seines  Widerspruchs  vom  25.01.2019  gegen  die

Versetzungsentscheidung  der  Deutschen  Telekom AG vom  21.01.2019  anzu-

ordnen.

Die Antragsgegnerin beantragt,
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den Antrag abzulehnen.

Zur Begründung fühhe sie insbesondere aus, die Versetzungsverfügung sei weder of-

fenkundig  noch  mit überwiegender Wahrscheinlichkeit rechtswidrig.  Der Antragsteller

habe  auch  keine sonstjgen  besonderen  Umstände dargelegt,  die  seinen  lnteressen

besonderes  Gewicht verleihen  könnten   Die Versetzungsverfügung  sei formell  recht-

mäßig,  d.enn der Antragsteller sei ordnung§gemäß gemäß § 28 WvfG angehört und

der Betriebsrat ordnungsgemäß beteiligt worden. Auch  die Schwerbehindertenvertre-

tung  sei  beteiligt worden.  Die Versetzung  gei  überdies materiell  rechtmäßig.  Die Tat-

bestandsvoraussetzungen des § 28  BBG  lägen vor.  Die dienstl.ichen Gründe bestün-

den zum einen darin, dass der Beschäftlgungsanspruch des Antragstellers zu erfüllen

sei. Zum anderen liege es selbstverständljch jm lnteresse der Deutschen Telekom AG

sawie im fiskaljschen öffentlichen lnteresse, eine Gegenleistung für die fortlaufend ge-

zahlten  Bezüge  aus  der Beso[dungsgruppe A  13  BBeso  zu  erhalten.  In  betrjeblicher

Hinsicht werde zur ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung  am Standort Darmstadt die

Arbeitskraft des Antragstellers dringend benötigt, da nur so die zeitkritischen  und ter-

mingebundenen  Projekte zuverlässig mit der eriorderlichen  Personalstärke zu bewäl-

tigen  seien.  Der Antragsteller sei  für das  Projekt „Kc)stenstellenreduzierung  auf eine

Kostenstelle zur Verwaltung der angemieteten  Flächen  durch TPS" vorgesehen.  Das

Projekt sej hochpriorislert,  weil es einen  definierten  Endtermin mit Datum 31.12.2019

gebe.  ln diesem Projektteam, bestehend aus drei Mtarbeiten, habe TPS Expertenwis-
sen  gebündelt  uncl benötige den An{ragsteller mit sei.nem Wissen  aus dem  Finance-

Bereich  dringend.  Das  Projekt finde  ausschließlich  in  Darmstadt statt  und  es  §ei  ein

tägljcher persönlicher Austausch zwischen den Projektmitarbeiten notwendig, weshalb

ein  Homeoffice-Platz  nicht  in  Betracht  komme   Die  Versetzung  sei  zudem  auf  der

Rechtsfolgenseite frei von Ermessensfehlern. Sie sei insbesondere zumutbar. Die Ve+

setzungsentscheidung sei auf einer zurejchenden  und zutreffenden Tatsachengrund-

lage getroffen worden. Weitere Ermttlurigen habe sie nicht durchführen müssen.  Dies

gelte insbesondere im Hinblick auf die PTüfung einer wohnortnäheren Verwendung des

Antragstellers.  Die  Möglichkeit,  den  Antrag§teller wohnortnäher zu  beschäftigen,  sei

geprüft worden mit dem Ergebnis] dass sich die Ver§etzung zu TPS Darmstadt als die

einzige  Möglichkeit  überhaupt  präsentiere,  den  Antragsteller  amtsangemessen  und

ohne weitere vermeidbare Verzögerung zu beschäftigen.  Unabhängig von diesen vom

Dienstherm  ausgehenden  Bemühungen  habe  der Antragsteller  keine  lnformationen
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an die Antragsgegnerin herangetragen, die djese dazu veranlasst oder es ihr ermög-

Iicht  hätten,  eine  wohnorl:nähere  Beschäftigung  zu  initiieren.  Die  Pflicht  zur  Berück-

sichtigung von  Belangen des Beamten korrespondiere nämlich  mit dessen  Pflicht,  an

der  `Aufbereitung  der  Grundlage  für  eine  im  Ermessen  stehende  dienstliche  Maß-

nahme mitzuwirken.  Es bestehe grundsätzlich keine bei jeder Personalmaßnahme mit

Ortswechsel  strenge,  alle  denkbaren  Alternativbeschäftjgungsmöglichkeiten  umfas-

send  jn den  Bljck zu  nehmende Suchpflicht des  Dien§therrn.  Es sei deshalb  nicht als

offensichtlich  rechtsfehlerhaft zu  bewerten, wenn  in  dem Verfahren  über die streitbe-

fangene Versetzung des Antragstellers für diesen nicht umfassend  in eigener Verant-

wortung  nach  einer für  ihn  geeigneten  wohnortnahen  Beschäftigungsalternative  ge-

sucht worden  sei.  Ein Beamter habe auch  keinen  Rechtsanspruch auf Einrichtung ei-

nes Telearbeitsplatzes.  Es obliege dem Organisationsermessen des Dienstherrn, die

Elgnung  des  abstrakt-funktionellen  Aufgabenkreises  eines  Experten  Projektmanage-

ment für eine  Homeoffice-Tätigkeit zu  beurteilen   Auch  könne der Antragsteller  nicht

veriangen,  dass  der  Dienstherr einen  Personalbedarf  in  Darmstadt  primär zunächst

aus dem  unmittelbaren  Umfeld des Beschäftigungsorts decke, denn  die Rechtmäßig-

keit bei der Versetzung beschäftigungsloser Beamter beurteile sich nicht anhand einer

vergleichenden Auswahlentscheidung  unter mehreren  Beamten.  Der Dienstherr halte

sich  innerhalb des ihm nach § 28  BBG eingeräumten  Ermessensspielraums, wenn er

die Zumutbarkeit der Versetzung danach bemesse,  c)b sie dem einzelnen in Betracht

gezogenen Beamten allein aufgrund seiner individuellen persönlichen Verhältnisse zu-

mutbar und damit verhältnismäßig sei. Auch die persönlichen Verhältnjsse des Antrag-

stellers,  insbesondere  seine  gesundheitlichen  Einschränkungen,  seien  angemessen

gewürdigt worden. Soweit der Antragsteller im  Blick auf seine örtliche und soziale Ver-

bundenheit einen Umzug gänz[ich für sich aus§chließe, sei daran zu erinnern, dass er

grundsätzlich damit rechnen müsse, an einem anderen Dienstort im Bundesgebiet ein-

gesetzt zu werden.  Soweit er eine Unzumu{barkeit eines sich für ihn faktisch aufzwin-

genden Wohnortwechsels  unter  Hinweis  auf seine  Erkrankungen  bzw.  sein  Vertrau-

ensverhältnis  zu  den  ihn  bisher behandelnden  Ärzten  belegen  wolle,  stehe  dies  der

Maßnahme  ebenfalls  nicht  hinderncl  entgegen.  Die  vom  Betriebsrat  angeführten  ge-

sundheitlichen  Einschränkungen schlössen einen dem Antragsteller grunclsätzlich zu-

mutbaren  Umzug  in die Nähe des neuen Dienstortes nicht aus.  Dass ein solcher Um-

zug  aus  gesundheitlichen  Gründen  ausgeschlossen  sei,  sei  vom  Betriebsrat schon

nicht explizit ejngewandt worden.  Zudem  ergebe sich  ein  solcher Befund  aucn  nicht
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aus  den  ärztlichen  Stellungnahmen  und  Aftesten,  soweit  diese  zum  Akteninhalt  ge-

macht  worden   seien.   Das   Attest   der  Ärzte  für  Allgemeinmedizin   Dr.   Lingg   und

Dr. Wiessner  vom  16.09.2016  bescheinige  eine  Umzugsunfähigkeit  nicht.  [n  der  ar-

beitsmedjzinischen Stellungnahme der Dr. Burk von der 8. A.  D.  Gesundhejtsvorsorge

und  Sicherheitstechnik GmbH vom 31.08.2018 werde die Frage nach der aus medizi-

nischer  Sicht  bestehenden  Möglichkeit eines  Umzuges  zwar mit „nein"  beantwor[et,

die zur Begründung angeführten sonstigen Bemerkungen trügen das Ergebnis fehlen-

der Umzugsfähigkejt indes nicht ansatzweise.  Hjnsjchtljch der weiteren Ausführungen

der   Betriebsärztin   in   deren   ärztlicher  Zusatzbescheinigung  vom   31.08.2018   gelte

nichts  anderes,  Es  fehle  schon  eine  hinreichend  genaue  Beschreibung  des  psychi-

schen  Befundes und des Grades sowie des Maßes der angenommenen  Dekompen-

sation. Auch ergäben sich keinerlei Anhaltspunkte dahingehend,  ob der Antragsteller

in  psychotherapeutischer Behandlung sei  und wie sich diese gestalte.  Zudem fänden

sich keine Anhaltspunkte dafür, ob und ggfs. wie und mit welchen Erfolgschancen der

angenommenen  Dekompensation  und  Krankheitsentwicklung  entgegengewirkt  wer-

den könne. All dles sei notwendig gewesen. (Fach)ärztljche Gutachten seien nach ein-

sch[ägiger  Rechtsprechung  nur aussagekräftig  und  verwer{bar,  wenn  der  Gutachter

sowohl  die  notwendigen  Feststellungen  zum  Sachverhalt,  d.h.  die  in  Bezug  auf den

Beamten erhobenen Befunde, als auch die aus medizinischer Sicht daraus abzuleiten-

den   Schlussfolgerungen   mittejle.   Auch   au§  dem   Facharztbericht  des   Facharztes

Dr. Wösle vom  10.09.2018 ergebe sich nichts fur eine Umzugsunfähigkeit des Antrag-

stellers.  Die Behandlung einer depressiven  Erkrankung  könne ebenfalls in  Darmstadt

gewährleistet  werden.  Der  Umstand,  dass  der  Antragsteller  möglichst  nicht  alleine

schlafen  solle,  könne  gleichermaßen  nicht dazu  führen,  dass  der Dienstherr von  der

Versetzung nach Darmstadt Abstand zu nehmen habe. Es handele sich hier um einen

Belang der privaten Lebensführung, deren  (Neu)Ordnung allein dem Antragsteller ob-

liege.  Nachvollziehbar sei, dass ein  Umzug sicherlich auch für seine Ehefrau eine Be-

lastung  darstelle,  sich  in  Darmstadt oder jn clessen  Nähe ejn  neues Arbeitsverhälms

zu  suchen.  lm  Gegensatz zu  deren Arbeitsverhältnis,  das  zudem  lediglich  m  Teilzeit

ausgeübt werde, sei das Beamtenverhättnis des Antragstellers jedoch auf Lebenszeit

angelegt und mit besonderen Treueverpflichtungen verbunden.  Dies gehe den sonsti-

gen privaten Obliegenheiten vor,  auch unter Berücksichtigung  der daraus  resiiltieren-

den Folge-bzw. Residenzpflicht und dem Umstand, dass der Antragsteller bereits seit

den  l970er Jahren  im Großraum                            wonnhaft und dort sozial seine  Heimat
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gefunden  habe.  Die  Prüfung  der  persönlichen  Belange  und  Einwendungeri  des  An-

tragstellers  zeige  im  Ergebnis  somit  keine  besonderen  persönlichen  Härten,  die  ein

Absehen  von  der streitgegenständlichen  M-aßnahme  rechtfertigen  könnten.  Das  be-

stehende Öffentliche Vollziehungsinteresse überwiege  das persönliche Aussetzungs-

interesse des Antragstellers. Hinsichtlich der in der streitbefangenen Veriügung gleich-

zeitig  enthaltenen  Übertragung des Personalpostens sei zu  beachten,  dass diese  im

vorliegenden Verfahren  nicht maßgeblich sei.  Es handele sich hierbei um eine  neben

der Versetzung stehende Maßnahme, die -anders als der Antragsteller meine -auch

im  Hinblick auf die Höhe des festzusetzenden Streitwerts unbeachtlich sei.

Wegen  der weiteren  Einzelheiten wird  auf die  Gerichtsak{e  und den Verwaltungsvor-

gang der Deutschen TelekQm AG ergänzend Bezug genommen. Diese waren Gegen-
stand der Beratung und  Entscheidung.

Der zulässige Antrag  ist begründet.

Nach  § 80 Abs.  5 Satz  1  Halbs.  1  VwGO i.V.m.  § 80 Abs. 2 Satz 1  Nr.  3 VwGO kann

das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung eines  Rechtsbehelfs gegen

einen -wie hier nach §  126 Äbs. 4 BBG -kraft Gesetzes sofort vollziehbaren Verwal-

tungsakt ganz oder teilweise anc)rdnen, wenn das lnteresse des Antragstellers an der

Aussetzung  der Vollziehung gegenüber dem  öffentlichen  lnteresse an  der sofortigen

Vollziehung  überwiegt,  Die  lnteressenabwägung  durch  das Gericht  richtet sich  dabei

in er§ter Linie nach clen Erfolgsaussictiten in der Hauptsache. Erweist sich der Verwal-

tungsakt bei der im vorläufigen  Rechtsschutzveriahren grundsätzlich ausreichenden ,

aber auch gebotenen summarischen Prüfung als offensichtlich rechtswidrig, so ist dem

Antrag  stattzugeben,  weil  an  der Vollziehung  eines  rechtswidrigen  Verwaltungsakts

kein überwiegendes Öffentliches lnteresse bestehen kann` Stellt sich der Verwaltungs-

akt  nach  dem  Erkenntnisstand  des  Eilveriahrens  hingegen  im  Fall eines Antrags  auf

Anordnung der aufschiebenden Wirkung als offensichtlich  rechtmäßig dar,  ist das  Eil-

rechtsschutzgesuch  in der Regel  unbegründet,  da  regelmäßig das Öffentliche Vollzie-

hungsinteresseüberwiegt.Diesergibtsichdaraus,dass'indenFällende§gesetzlichen
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Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung der Gesetzgeber selbst einen grundsätzli-

chen Vorrang des Vollziehungsinteresses angeordnet hat und es deshalb besonderer

Umstände  bedarf,  um  eine  hiervon  abweichende  Entscheidung  zu  rechtfertigen.  Für

Personalmaßnahmen  wie  die VersetzLing  ist  im  lnteresse  der  Funktionsfähigkeit  der

Verwaltung anerkannt,  dass es einem  Beamten grundsätzlich zumutbaT ist,  den Aus-

gang des Hauptsacheverfahrens abzuwar[en. Dieser Vorrang gilt aber nur für den Re-

gelfall. Allein dort hat er zur Fc]Ige, dass nur eine offerisjchtliche (oder zumindest ganz

überwiegend wahrscheinliche) Rechtswidrigkeit der Versetzung dazu führen kann, von

dem gesetzlich vorausgesetzten Vorrang  des öffentlichen Vollziehungsinteresses ab-

zuweichen.  Prägen dagegen  besondere  Umstände den zur Entscheidung stehenden

Fall,  sind  diese  unbeschadet  der abwägungsrelevanten  Vorschrfft des  §  126 Abs.  4

BBG  im Verfahren  nach  §  80 Abs.  5 VwGO zu  berücksichtigen,  Hierfür bietet insbe-

sondere die allgemeine  lnteressenabwägung  Raum,  in die freilich dje angesprochene

gesetzliche Wertung mit einfließen muss (vgl. OVG NRW,  Beschl. v. 25.03.2019 -1  8

1048/18 -, juris  Rn. 25 ff.).

Gemessen  an  diesen  Maßstäben  ist  der Antrag  auf Anordnung  der aufschiebenden

Wirkung  des  Wderspruchs  de§  Antragstellers  vom  25.01.2019  gegen  die  Verset-

zungsentscheidung der Deutschen Telekom AG vom 21 `01.2019 begründet.  Zwar ist

clie Versetzungsveriügung nicht offensichtlich oder doch mit zumindest Überwjegender

Wahrscheinlichkeit rechtswidrig, jedoch  bestehen  Bedenken,  ob  die Antragsgegnerin

ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt hat und fällt die vorzunöhmende allgemeine  lnteres-

senabwägung aufgrund der Besonderheiten dieses Einzelfalls zugurTsten des Antrag-

stellers aus.

Rechtsgrundlage für die Versetzung  des Antragstellers  mjt WirkLing zum  01.05.2019

von der Organisat.ionseinheit Business Projects PM zur Organisationseinheit Telekom

Placement Services an den  Beschäftigungsoft 64295 Darmstadt als  Experie Projekt-

managemen{ im Bereich  Business Projects ist § 28 Abs.  1  und 2 BBG.  Diese für Bun-

desbeamte allgemein geltende Vorschrift findet gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 PostpersRG

mangels anderer Bestimmung  auch auf die  Beamten Anwendung,  die -wie der An-

tragsteller - bei  den  als Aktiengesellschaften  verfassten  Postnachfolgeunternehmen

beschäftigt iind als solche Bundesbeamte sind (§ 2 Abs.  2 Satz 1  PostpersRG).
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Nach  §  28  Abs.  2  BBG  ist eine Versetzung  aus  dienstlichen  Gründen  ohne Zustim-

mung  des  Beamten  zulässig,  wenn  das  neue  Amt  mindestens  mit  demselben  End-

grundgehalt verbunden  ist wje  das  bisherige Amt und die Tätigkeit aufgrund der Vor-

bildung oder Berufsausbildung  zumutbar ist.

In formeller Hinsicht bestehen gegen die Versetzung§verfügung keine rechtlichen  Be-

denken.

Der Antragsteller wurde mit Schreiben vom 09.06.2016 und vom 09.07.2018 sowie per

E-Mail vom 21.09.2018 zur beabsichtigten Versetzung  angehört und erhielt Gelegen-

heit zur Stellungnahme, § 28 Abs.  1  VwvfG.

Die Betejligungsregelungen nach dem Personalver[retungs-und des Schwerbehinder-

tenrechts wurden beachtet.

Der Betriebsrat wurde gemäß §§ 28 Abs.  1  Satz 1, 29 Abs`  1  PostpersRG i.V.m. § 76

Abs.  1  Nr.  4  BpersvG  ordnungsgemäß  beteiligt.  Da der Betriebsrat die Zustimmung

verweigeri hat,  war nach § 29 Abs.  3 Satz  1  PostpersRG die Einigungsstelle anzuru-

fen, die mit Beschluss vom 08.01.2019 feststellte, dass mit Bezug auf die den Antrag-

steller betreffende  Personalmaßnahme  kein  Grund  für die Verweigerung  der Zustim-

mung  im Sinne des § 77 Abs.  2 BpersvG vorliegt.

Die  Schwerbehindertenvertretung wurde  ebenfalls  ordnungsgemäß  beteiligt'.  Gemäß

§  178 Abs. 2 Satz 1  erster Halbsatz SGB  IX hat der Arbeitgeber -wozu gemäß §  154

SGB  IX auch der Dienstherr der Beamten zählt -die Schwerbehindertenveriretung in

allen Angelegenheiten, die einen einzelnen oder die schwerbehinderten Menschen als

Gruppe beruhren, unverzüglich und umfassend zu unterrich,ten und vor einer Entschei-

dung anzuhören.  Die hiernach im Hinblick auf clie Schwerbehinderung des Antragstel-

lers  (GdB  von  80)  gebotene  Anhörung  der  Schwerbehindertenvertretung  ist  erfolgt.

Dass die Schwerbehindertenvertretung der Versetzung entgegengetreten ist (vgl. de-

ren  Stellungnahme  vom  02.11.2018),  ist  unerheblich,  da  es  ihrer Zustimmung  nicht

bedurfte,
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ln  materieller  Hinsjcht  ist zu  beachten,  dass  eine Versetzung  cles Antragstellers  zur

Organisationseinheit Telekom  Placement Services grundsätzlich möglich ist. „Amt" im

Sinne des § 28 Abs.  2  BBG  ist das Amt im abstrakt-funktionellen  Sinne.  Bei  Beamten

der  Postnachfolgeunternehmen,  deren  berufliche  Tätigkeit  (ledjglich)  als  Dienst  gilt

(§ 4 Abs.1  PostpersRG), tritt an die Stelle des iieuen abstrakt-funktionellen Amtes der

neue,   ebenfalls   abstrakt  zu   verstehende  Aufgabenbereich   und   an   die   Stelle  des

Dienststellen-  oder  Behöndenwechsels  der  Betriebswechsel  (VG  Aachen,  Beschl.  v.

30.05.2018 -1  L 628/18 -, juris  Rn.15 m.w.N.).  Damit ist äuch eine Versetzung  des

Antragstellers  zur  Organisationseinheit  Telekom  Placement  Services  grundsätzlich

möglich,  da  es  merbei  um  einen  Betrieb  der  Deutschen  Telekom  AG  handelt  (VG

Aachen,  Beschl. v.  30.05.2018 -1  L 628/18 -, juris  Rn.17 m.w.N.).

Die Versetzungsentscheidung  ist voraussichtlich  auch  nicht unter dem Gesichtspunkt

des Fehlens eines dienstlichen Grundes i.S.d. § 28 Abs. 2 BBG als rechtswidrig anzu-

sehen.

Der unbestimmte Rechtsbegriff des dienstlichen Grundes unterliegt der vollen gericht-

lichen  Überprüfung,  ohne  dass  dem  Dienstherrn  ein  Beuheilungs§pielraum  zusteht.

Jedoch  kann  das  dienstliche  Bedürfnis  maßgeblLch  geprägt  werden  durch  verwal-

tungspolitische  Entscheidungen  oder  Eignungsuheile  des  Dienstherrn,  die  nur  be-

schränkter gerichtlicher Überprüfung  unterliegen.  Zu den dienstlichen  Gründen  zählt

das  Öffentliche  lnteresse an der sachgemäßen  und  reibungslQsen Aufgabenerfüllung

der Verwaltung.  Bei den privatrechtlich organisierten Postnachfolgeuntemehmen sind

dienstnche  Gründe  naturgemäß eher  betriebswirtschaftlicher  Natur;  sie  können  §ich

aus den organi§atorischen  und  personellen  Strukturen des Unternehmens  und  deren

beabsicmgter Weiterentwicklung  ergeben  (VG  Aachen,  Beschl.  v.  30.05.2018 -1  L

628/18 -, juris  F`n.19 m.w.N.)

Ein dienstlicher Grund  ist hier bereits deshalb gegeben,  weil die Antragsgegnerin  mit

der Versetzung  beabsichtigt,  dem  bereits  seit  Nc)vember 2016  beschäftigungslQsen,

aber voll  alimentierten Antragsteller unter Übertragung  einer freien  und  besetzbaren,

seinem  Amt  angemessenen  Funktion  eine  Dauerbeschäftigung  zu  verschaffen.  Die

Versetzung soll dazu dienen, den Beschäftigungsanspruch des Dienstherrn zu erfüllen
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und  liegt zudem  im  finanziellen  lnteresse der Deutschen  Telekom AG  und  im  fiskali-

schen  öffentlichen  lnteresse.  Die  Beurteilung,  ob  am fraglichen Standort ein  dringen-

der Bedarf besteht,  obliegt allein der Einschätzung 'des  Dienstherrn  (vgl.  OVG  NRW,

Beschl. v.  25.03.2019 -181048/19 -, juris  Rn.19).  Dass die Antragsgegnerin  auch

einen  Personalabbau  betreibt,  u.a.  unter Anwendung von Vorruhestandsregelungen,

lässt  das  Vorliegen  eines  dienstl'ichen  Grundes  im  vorliegenden  Fall  nicht  entfallen.

Die Antragsgegnerin  hat zudem  insbesondere  unter Berücksichtigung  ihrer Stellung-

nahme vom  11.06.2019 glaubhaft dargelegt,  dass sie auf die Arbeitskraft des Antrag-

stellers in Darmstadt angewjesen ist. Auch wird man schwerlich in jedem Zuweisungs-

fall mit Ortswechsel eine strenge,  alle denkbaren Alternativbeschäftigungsmöglichkei-

ten umfassend in den Blick nehmende Suchpflicht des Dienstherrn annehmen können.

lnsbesondere wird man die strengen Anforderungen, die nach der Rechtsprechung bei

der vciizeftigen Versetzung eines Beamten in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkejt

vor dem Hintergrund des Grundsatzes ,,Rehabilitation vor Ruhestand" für die gebotene

Suche des  Dienstherm  nach einer gemessen an dem gesundheitlichen  Leistungsver-

mögen des  Betroffenen  noch gegebenen anderweitigen Verwendungsmöglichkejt be-

stehen,  wegen  bedeutsamer Unterschiede der betroffenen  Fallgruppen  njcht einfach

„Eins zu Eins" auf Personalmaßnahmen übertragen können, die -wie Versetzung iind

Zuweisung  -  keine Änderung  des Status  eines  aktiven  Beamten  bewirken,  sondern

(nur) zu  einem Wechsel des  Dienstortes führen.  "nzu  kommt,  dass  die streitbefan-

gene Zuweisung trotz ihres Charakters als personelle Einzelmaßnahme, was die Prü~

fung  sonstiger geeigneter  Beschäftigungsalternativen  betrifft,  womöglich  in  „Konkur-

renz" zu anderen Zuweisungsfällen steht,  bej denen ebenfalls weit vom Wohnort ent-

fernt  gelegene  Zuweisungsorte  bestjmmt wurden  und  Betroffene  damit  nicht einver-

standen sind.  Gerade für in bestlmmten  Ballungsräumen, wie etwa der Rheinschiene,

wohnhafte Beamte könnte sich daraus je nach dem lnhalt einer gebotenen Suchpflicht

ein  kompliziertes, von der Antragsgegnerin nur schwer handhabbares  und zudem die

Kenntnis einer V.ielzahl  personeller Einzelmaßnahmen voraussetzendes Verieilungs-

problem (Art „Sozialauswahl")  in Bezug auf die in der Region vorhandenen freien  und

jeweils passenden Stellen ergeben. Dies gilt umso mehr,  als die Stellensituation in der

hier vorliegenden  Massenverwaltung ständigen  Schwankungen  unterliegen wird.  Das

alles  birgt viele  rechtliche  Unsicherheiten.  Schon  deswegen  wäre  es  nicht als  offen-

sichtlich  rechtsfehlerhaft zu  bewerten,  wenn  die Antragsgegnerin  in  dem  Verfahren

über die §treitbefangene Zuweisung de§ Antragstellers für diesen nicht umfassend in



_18-

eigener Verantwortung  nach einer für ihn geeigneten wohnortnahen  Beschäftigungs-

altemative  gesucht  haben  sQllte  (OVG  NRW,  Beschl.  v.  08.03.2018 -18  770/17 -,

juris  Rn.  41  ff.).

Jedoch  bestehen  nach  derzeitiger Aktenlage  emstliche  rechtliche  Bedenken,  ob  die

Antragsgegnerin  das  ihr  zustehende  Versetzungsermessen  fehlerfrei  ausgeübt  hat

(§  114 Satz 1  VwGO).

Zwar dürfte die Versetzung  an  sich -unter Ausklammerung  der gesundheitlichen  Si-

tuation des Antrag§tellers - unter Berücksjchtigung des Vortrages des Antragstellers

nicht  unzumutbar sein.  Denn Ausgangspunkt der  im  Rahmen des § 4 Abs.  4  Satz 2

PostpersRG vorzunehmenden Zumutbarkejtsbewer{ung  ist, was  die Lage des jn der

Zuweisungsverfügung  bestimmten  Beschäftigungsorteg  betriffi,  dass  Bundesbeamte

kejnen Anspruch auf Beibehaltung eines einmal innegehabten Dienstortes haben, son-

dern grund§ätzlich mit einer bundesweiten Versetzung  bzw.  einer (bezogen auf einen

Ortswechsel) verglejchbar wirkenden  Personalmaßnahme rechnen müssen.  Dies ha-

ben sie einschließlich damit gegebenenfalls verbundener längerer Fahrzeiten bzw. der

-bei  Unzumutbarkeit täglicher Rückkehr zum  bisherigen Wohnort -eventuellen  Not-

wendigkeit e.ines Umzugs bzw.  Begründung eines Zweitwohnsitzes bei der Wohnsitz-

nahme und namentlich dem Erwerb von  Haus-oder wohnungseigentum von vomhe-

rein zu berücksichtigen (§ 72 Abs.  1  BBG). Der Dienstherr hat zwar bei beabsichtigten  \

Personalmaßnahmen  die  sich  aus  der  Lage  de§  bjsherjgen  Wohncir{es  für  den  Be-

troffenen und ggf. auch seine Familie ergebenden Belastungen im Rahmen seiner Für-

sorgepflicht in  angemessener Weise zu berücksichtigen.  Er ist jedoch etwa  nicht ver-

pflichtet,  einen  Beamten  zur Abwendung  einer Versetzung  oder Zuweisung,  die  mit

einem  Ortswechsel verbunden  ist,  laufbahnfremd ejnzusetzen oder jhm einen Dienst-

posten  zu  verschaffen,  für  den  er erst  nach  einer  Umschulung/Fortbildung  geeignet

wäre.  lm  Regelfall  muss der durch  eine seinen  Dienstort verändernde Personalmaß-

nahme betroffene  Beamte  Nachteile,  die  aus  der Lage  des  gewählten  und  aufrecht

erhaltenen Wohnories zum (geänderten) Dienstort herrühren, als grundsätzlich seiner

persönlichen  Sphäre zugehörig  hinnehmen.  Das hat erst recht dann zu  gelten, wenn

die in Rede stehende Personalmaßnahme -wie hier -wesentlich das Ziel mjt verfolgt,

einem zuvor längere Zeit oder jedenfalls zuletzt „beschäftigungslosen" Beamten eine

(Dauer-)BBscnaftigung zuzuweisen (OVG NRW,  Bescril. v. 08.03.Z018 -1  B 770/17 -
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juris  Rn.  30).  Gemessen daran  haben  mithin  die von  dem Antragsteller geltend  ge-

machten  Umstände seiner bereits seit Jahrzehnten bestehenden sozialen  lntegration

im  Kreis                            hinter dem o.g.  lnteresse der Antrag§gegnerin  an der streitigen

Versetzung zurückzutreten.

Ernsthafte  Zweifel  an  einer ermessensfehlerfreien  Entscheidung  i.S.d.  §  114  Satz  1

VwGO be§tehen jedQch  jm  Hinblick auf dje von  dem Antragsteller eingewandten ge-

sundheitlichen  Beeinträchtigungen,  die seinem -hier unstreitig  in Anbetracht der Ver-

setzung  erforderlichen  -  Umzug  und  damit der Zumutbarkeit der  Maßnahme  entge-

genstehen  könnten.  lnsoweit ist derzeit nicht ersichtlich, dass die Antragsgegnerin  ih-

rer Aufklärungspflicht in ausreichendem  Maße nachgekommen ist.

Liegen  einschlägige  Erkenntnisse  etwa  aus  anderen,  früheren  Personalvorgängen

nicht  vor,  kann  der  Dienstherr  regelmäßig  davon  ausgehen,  dass  einem  wegen  der

Versetzung  an  einen  anderen  Djenstort  notwendigen  Umzug  ejnes  Bundesbeamten

keine   (zwingenden)  gesundheitlichen  Gründe  entgegenstehen.   Liegen   ausnahms-

weise  doch  solche  Gründe  vor,  sind  diese aber  nicht ohne weiteres  ersichtlich  oder

sonst näher bekannt,  so  obliegt es  im  Rahmen  der sich  aus  dem  Dienst-  und  Treue-

verhältnis ergebenden Pflichtenstellung zunächst einmal dem Beamten, diese Gründe

substantiiert zu benennen und durch geeignete ärztliche Bescheinigungen zu belegen.

Erst wenn  diese Voraussetzungen  erfüllt sind,  ist der Dienstherr gegebenenfalls ver-

pflichtet,  den  Sachverhalt durch  in  eigener Regie eingeleitete  Untersuchungen  eines

Amts-/Betriebsarztes  oder medizinischen  Gutachters weiter zu  erforschen,  bevor er

eine  Personalmaßnahme mit Wechsel des  Dienstortes erlässt. Auch derartige  Bemü-

hungen  sind  indes  nicht  in  j-edem  Falle  umfassend  geboten,  bis  eine  abschließende

Abklärung  des  Sachverhalts  erreicht  ist.  Der  Dienstherr  kann  in Würdigung der  kon-

kreten  Umstände des  Falles vielmehr z.  8.  auch  berücksichtigen,  ob  und  in welchem

Umfang der Beamte selbst berejt und  willig  ist,  an  einer weiteren Aufklärung zeitnah

und  effektiv  mitzuwirken   (OVG  NRW,  Beschl.  v.14.02.2019  -18  830/18-,  juris

Rn.  22 ff.).

Gemessen  hieran  ist gegenwärtig  nicht festzustellen,  dass die Antragsgegner.in  ihrer

Aufklärungspflicht  in  ausreichendem  Umfang  nachgekommen  ist.  Zwar  hat  sie  auf-

grund  des  Vorbringen§  des  Antragstellers  seine  Eignungsuntersuchung  veranlasst.
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Insbesondere  das  von  ihr  selbst  veranlasste  Gutachten  der  8  A  D  Gesundheitsvor-

sorge und Sicherheitstechnik GmbH vom 31.08.2018 hätte die Antragsgegnerin  unter

Berücksichtigung   der  Krankheitsgeschichte  des  Antragstellers  jedoch   zu   weiterer

Sachverhaltsaufklärung  hinsichtlich dessen  Umzugsfähigkeit veT`an]assen müssen.

Denn  h  dem  Gutachten  wurden  Einschränkungen  hinsichtlich  der  Mobmät  des  An-

tragstelk3rs   festgestelLt   und   sejne   Umzugsfähigkeft   ausdrücklich   vemeint.   Wefter

wurde  ausgeführt,  es  sei  nur  eine  wohnortnahe  Einsatzfäh©keh  gegeben.  Dle  Eh-

schränkungen   wurden   jm   Gutachten   sogar  durch   Unterstreichung   hervorgehoben

(„nur  einaeschränkt  einsatzfäh©|  und  unter Verweis  auf das  Prostatacarcinom  und

depresshve  Verstimmungen  ausgeführt,  dass  eine „Versetzung zur  Dekompensatbn

der derzen stabiLen  Krankhejtssituation fühen" werde.

Die  Antragsgegnerin  häfte  sich  daher vorliegend  nicht  einfach  darauf zurückziehen

dürfen,  dass  die Ausführungen für eine  Umzugsunfähigkeit  nicht  ausreichend  seien.

Dies gilt vorliegend  umso mehr, a[s Zweifel an der Umzugsfähigkeit des Antragstellers

auch durch den  Bericht des  Facharztes für Urologie, Andrologie  und  medikamentöse

Tumortherapie  Dr.  Wösle  vom  10.09.2018  geweckt werden,  in  welchem  neben  den

Diagnosen  (Z.  n.  radikaler  Prostataektomie  1/2016  bei  Prostatakarzinom,  adjuvante

Radiatio der Prgstataloge  und der peMnen Abflusswege  1-6/2016 sowie begleitender

Hormontherapie mit Bicalutamid bis 3/2018) ausgeführt wird, dass es sich bislang nach

o.g.  Therapie  (zwar)  um  einen  rezidivfreien  Verlauf handele,  insgesamt jedoch  eine

„high-risk-Situation" gegeben sei.  lnsbesondere  bleibe abzuwarten,  wie  sich  der Ver-

lauf nach Absetzen von  Bicalutamid  darstelle,  sc) dass vierteljährliche Tumornachsor-

geuntersuchungen  und  eine „enge  hdmatnahe"  urologische Anbindung aktuell  noch

indjziert seien.

Bei  djeser  Sachlage  hätte  es  sich  der Antragsgegnerin  mithin  aufdrängen  müssen,

(zumindest)  zunächst  ejne  ergänzende  Stellungnahme  bei  Dr.   Burk  hinsichtlich  der

konkreten  Gründe für die von  ihr angegebene  Umzugsunfähigkeit und  die  Folgen bei

einer etwaigen  Nichtbeachtung  einzuholen.  Nachdem  dies  gegenwärtig  nicht  erfolgt

ist,  lässt sich nicht ausreichend beurteilen, welche Folgen dieversetzung auf den  Ge-

sundheitszustand des Antragstellers haben wird.
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Die allgemejne lnteressenabwägung fällt zugunsten des Antragstellers aus

Zwar ist -wie bereits ausgeführt -angesichts d:r gesetzlichen Wertung dem öffentli-

chen  Vollziehungsinteresse  grundsätzlich  der Vorrang  einzuräumen.  Angesichts  der

noch  nicht ausreichenden  Ermittlung  der mit einem  Umzug  nach  Darm§tadt gegebe-

nenfalls konkret einhergehenden gesundheitnchen Gefahren für den Antragsteller tritt

angesichts  des  möglicherweise  zu  befürchtenden   Eintritts  eines  schwerwiegenden

Gesundheitsschadens das  Öffentliche  lnteresse an  der sofortigen Vollziehung jecloch

ausnahmsweise zurück.

Die Kostenentscheidung  beruht auf §  154 Abs.1  VwGO.

Die  Streitwertfestsetzung  folgt aus  §§  52 Abs.  1  und  2,  53 Abs.  2  Nr.  2  GKG  und  in

Anlehnung  an Ziffer 1.5 Satz 1  erster Halbsatz des Streitwertkatalogs 2013.  Eine An-

hebung  des  Streitwehs  auf mehr als  die  Hälfte  des  Regelstreitwerts  hält das  Gericht

nicht  geboten,  Weder wird  mit  dem  vorliegenden  Verfahren  die  Entscheidung  jn  der

Sache ganz oder zum Teil vorweggenommen,  noch ist die Übertragung des Personal-

postens (j.S. elnes konkret funktionellen Amtes) als solche Gegenstand des vorliegen-

den Verfahrens.

F`echtsmittelbelehrung:
Gegen  diesen  Beschluss  kann  mnerhalb von  zwei Wochen  nach  ZusteHung  beim  Verwawngsgericht
Sigmanngen scliriftlich oder m elektroniscti6r Form (siehe Hinweis) Beschwerde eingelegt werden   Das
Rechtsmrttel muss spätestens am  letzten Tag der Frist bei Gencht eingehen

Bei  der Einlegung  der Beschwerde  und vor dem Verwamngsgencmshof Baden-Württemberg  müssen
sich die Beteiligten, außer in prozesskostenhilfe             ren,  diirch  prozessbevollmächtüte vertreten las-
sen (§ 67 Abs  4 Satz 1  Verwaltungsgenchtsordnung)  Wegen der zur Vertretung zugelassenen Perso-
rten wrird auf § 67 Abs. 4 Sätze 3, 4,  7 und s Verwaltungsgerlchtsordnung so\^/le auf st 3 und 5 Einfüh-
rungsgesetz zum Rechtsdienstleistungsgesetz \/e"esen

Die  Beschworde ist imerhalb eines Monats nach  der Zustewung der  Entscheidung zu  begründen   Db
Begründung ist,  sofem sje nicht bereit§ mft der Beschwerde vorgelegt worden ist,  beim Verwaltungsge-
nchtshof  Baden-Würftemberg   (Hausanschnft.   Schubertstraße   11,   68165   Mannheim,   Postanschrift.
Postfach  103264,  68032  Mannheim)  einzureichen.  Sie  muss einen  bestimmten  Antrag  enthalten,  die
Gronde darlegen,  aus denen  dff3  Entscheidung abzuändem  oder aufzuheben  ist,  und  sich  mit der am
gefocMenen  Entscheidung  auseinandersetzen   Mangelt es an  einem  dieser Erfordernisse,  jst die  Be-
schwerde   unzulässig.   Der  Verwaltungsgenchtshof   Badenwürttemberg   prüft   nur  die   dargelegten
Gründe

Hinsichtlich der ln djesem Beschluss enthaltenen Festsetzum des Streitwerts kann Beschwercle
eingelegt werden, wenri der \^/ert des Beschwerdegegenstandes z\^/eihundert Euro übersbeigt  Dm  Be-
schwerde ist schriftlich  oder m  elektronischer Form  (§iehe  Hinweis)  oder zu  Protokoll des  Urkundsbe-
amten  der Geschäftsstelle  bem Verwa"ngsgencht Stgmaringen  einzulegen   Die  Beschwerde  jst  nur
zuläs§Ü, werin §ie innerhalb von 6 Monaten, nachdem dn3 EntscheKlung in der Hauptsache Röchtskraft
erlangt oder das Verfahren sich anderweitig eriedü hat,  eingelegt wird;  ist der Streitwert iedoch später
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als  einen  Monat vor Ablauf dieser  Frlst festgesetzt worden,  so  kann  die  Beschwerde  noch  innerha!b
eines  Monats  nach  Bekanntgabe  clieses  Beschlusse§  eingelegt werden   Die  Rechtsmittelschrift muss
spätestens am letzten Tag der Frist bei Gericht eingehen

Für die Streitwertbeschwerde ist die Vertretung durch einen  Rechtsanwal{ oder andere Prozessbevoll-
mächtigte  lm Sinne des § 67 Abs   4 Verwaltung§gerichtsorclnung  nicht vorgeschrieben

Anschrlften des Verwaltungsgericht§:
Hausanschrift' Verwalturigsgencht Sigmaringen,  Karl§traße  13,  72488 Sigmaringen
Pcistanschrift  Verwaltungsgericht  Sigmaringen,  Postfach  16  52,  72486  Sigmaringen

mnweis:
Hinsichtlich  der Anforderungen an  das  elektromsche  Dokument und  seine  Übermittlung wird  auf §  55a
Abs   2  bis  5  Verwaltungsgerichtsordnung  verwlesen.  Die  Zusenclung  einer  „schlichten``  E-Mail  genügt
nlcht

Kahlfeld

Beglaubigt:

Ger.Angestellte

Dr.  Nagel Fritsch


